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Aktuelle Gesetzgebung 
 

Zweites Corona-Steuerhilfegesetz beschlossen 
 
Der Bundestag hat das zweite Corona-Steuerhilfegesetz beschlossen. Auch der 
Bundesrat hat seine Zustimmung erteilt. 

Mehr zu dem Gesetz finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter: 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/06/30/zweites-corona-steuerhilfegesetz-
beschlossen/ 
 

Neues aus der Finanzverwaltung 
 

Bekanntmachung zur Anwendbarkeit des 
Forschungszulagengesetzes 
 
BMF: Genehmigung des Evaluierungsplans durch die Europäische Kommission 

Die Europäische Kommission hat laut Meldung auf der Homepage des BMF am 26. Juni 
2020 die Genehmigung zum Evaluierungsplan, den die Bundesregierung für das 
Forschungszulagengesetz (FZulG) vorgelegt hat, erteilt und beschlossen, dass die 
Freistellung des FZulG über den anfänglichen sechsmonatigen Zeitraum hinaus bis sechs 
Monate nach Ablauf der in Artikel 59 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung 
(AGVO) festgelegten Geltungsdauer der AGVO fortbesteht. 
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Die Freistellungsvoraussetzungen des FZulG gelten danach zunächst bis 30. Juni 2021. 
Der Beschluss der Europäischen Kommission wird entsprechend § 16 Abs. 3 FZulG im 
BGBl. bekannt gemacht. Die weitere Anwendbarkeit der AGVO auf dieses Gesetz oder 
der Tag des Wegfalls der Freistellungsvoraussetzungen werden ebenfalls im BGBl. 
bekannt gemacht. 
 
Fundstelle 
Homepage des BMF. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 2. Juli 2020 
 
Urteil II R 24/17: Gebührenerhebung bei mehreren Anträgen auf Erteilung 
einer verbindlichen Auskunft 

Für jeden Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft nach § 89 Abs. 2 Satz 1 AO 
2006 kann eine Gebühr nach § 89 Abs. 3 Satz 1 AO 2011 erhoben werden. 
Eine Antragsschrift kann mehrere Anträge enthalten. Soll die verbindliche Auskunft 
Bindungswirkung für mehrere existente oder noch nicht existente Steuerpflichtige 
entfalten, sind jedenfalls so viele Anträge gestellt, wie Steuerpflichtige von dieser 
Auskunft umfasst sein sollen. 
Urteil vom 27. November 2019, II R 24/17 

Urteil VI R 37/17: Keine fristwahrende Einreichung der Steuererklärung 
beim örtlich unzuständigen Finanzamt 

Die Veranlagung gemäß § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG kann bis zum Ablauf des letzten Tages 
der Festsetzungsfrist, mithin bis 24:00 Uhr, beantragt werden. 
Der Ablauf der Festsetzungsfrist wird gemäß § 171 Abs. 3 AO nur dann gehemmt, wenn 
die für die Veranlagung gemäß § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG erforderliche Steuererklärung bis 
zum Ablauf der Festsetzungsfrist beim örtlich zuständigen Finanzamt eingeht. 
Urteil vom 13. Februar 2020, VI R 37/17 

Urteil IV R 53/16: Kapitalbeteiligung im Sonderbetriebsvermögen II 

Für die Zuordnung eines GmbH-Anteils eines Mitunternehmers zum 
Sonderbetriebsvermögen II seiner Mitunternehmerschaft ist es von Bedeutung, ob die 
GmbH --abgesehen von der Geschäftsbeziehung zu der Mitunternehmerschaft-- einen 
erheblichen eigenen Geschäftsbetrieb unterhält. 
Urteil vom 19. Dezember 2019, IV R 53/16 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 
Urteil II R 9/18: Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts durch 
Sachverständigengutachten 
Urteil vom 5. Dezember 2019, II R 9/18 
 
Urteil II R 2/17: Widerruf einer Schenkung als der Grunderwerbsteuer 
unterliegender Erwerbsvorgang 
Urteil vom 4. März 2020, II R 2/17 
 
Urteil IX R 11/19: Beitrittsaufforderung an das BMF: Unentgeltliche 
Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistungen bei Übergabe von nicht 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 1a Satz 2 EStG a.F. (wortgleich mit § 10 Abs. 1a Nr. 2 Satz 
2 EStG n.F.) begünstigtem Vermögen? 
Urteil vom 28. April 2020, IX R 11/19 
 
Urteil IV R 9/17: Wärmeenergie als Wirtschaftsgut - Sachentnahme durch 
Beheizen des Wohnhauses mit selbst erzeugter Wärmeenergie - Teilwert bei 
sog. Kuppelerzeugnissen 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerliche_Themengebiete/Forschungszulage/2020-07-01-Bekanntmachung-Forschungszulagengesetz-FZulG.html?cms_pk_kwd=01.07.2020_Bekanntmachung+%C3%BCber+die+Anwendbarkeit+des+Gesetzes+zur+steuerlichen+F%C3%B6rderung+von+Forschung+und+Entwicklung+Forschungszulagengesetz+-+FZulG+&cms_pk_campaign=Newsletter-01.07.2020
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010118/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010123/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010120/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010119/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010116/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010124/
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Urteil vom 12. März 2020, IV R 9/17 
 
Urteil II R 10/17: Dingliche Wirkung eines Grundsteuermessbescheids 
Urteil vom 12. Februar 2020, II R 10/17 
 
Urteil IV R 6/17: Regelung des Rechts auf Teilnahme einer Gemeinde an 
Außenprüfung des Finanzamts gegenüber Gewerbesteuerpflichtigen 
Urteil vom 6. Februar 2020, IV R 6/17 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Rechtsprechung im Blog 
 
Nachträgliche Beseitigung der Rechtswidrigkeit eines wegen 
einer vGA geänderten Einkommensteuerbescheids des 
Anteilseigners 
Wird ein Einkommensteuerbescheid des Anteilseigners einer Kapitalgesellschaft wegen 
einer vGA nach Ablauf der Festsetzungsfrist geändert, bevor wegen derselben vGA ein 
Körperschaftsteuerbescheid der Gesellschaft geändert oder erlassen wird, ist der 
geänderte Einkommensteuerbescheid rechtswidrig. Die Rechtswidrigkeit des 
geänderten Einkommensteuerbescheids wird jedoch nach § 32a Abs. 1 Satz 1 KStG 
nachträglich beseitigt, wenn ein erstmaliger oder geänderter 
Körperschaftsteuerbescheid wegen derselben vGA vor Ablauf der für diesen Bescheid 
geltenden Festsetzungsfrist erlassen wird. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt und Ausgangslage 

Der Kläger ist der Insolvenzverwalter des ehemaligen Klägers und jetzigen 
Insolvenzschuldners. Der Insolvenzschuldner war im Streitjahr alleiniger Gesellschafter 
und Geschäftsführer einer GmbH. 

Das Finanzamt erließ nach einer Außenprüfung bei der E-GmbH am 17. Mai 2010 gemäß 
§ 173 Abs. 1 Nr. 1 Abgabenordnung (AO) einen geänderten Einkommensteuerbescheid 
für das Streitjahr, da dem Insolvenzschuldner eine vGA zugeflossen sei. Gegenüber der 
E-GmbH erging am 28. Mai 2010 ein geänderter Körperschaftsteuerbescheid für das 
Streitjahr, in dem u.a. die vGA berücksichtigt wurde. 

Die hiergegen gerichtete Klage blieb vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg ohne 
Erfolg. Das Finanzgericht führte zur Begründung aus, dass der Mangel, dass der 
Einkommensteuerbescheid für das Streitjahr elf Tage vor dem wegen der vGA 
ergangenen Körperschaftsteuerbescheid geändert worden sei, durch den Erlass des 
Körperschaftsteuerbescheids geheilt worden sei. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die Revision als 
unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat die Voraussetzungen für eine dem Insolvenzschuldner im 
Streitjahr zugeflossene vGA gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 Einkommensteuergesetz 
(EStG) im Ergebnis zu Recht als erfüllt angesehen. 
Der gem. § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO geänderte Einkommensteuerbescheid vom 17. Mai 2010 
war rechtswidrig (aber nicht nichtig, vgl. BFH-Urteil v. 3. März 2011 – III R 45/08), da 
die Änderung erst nach Ablauf der regulären Festsetzungsfrist erfolgt ist. 
Für das Streitjahr begann aufgrund der vom Insolvenzschuldner und seiner Ehefrau 
eingereichten Steuererklärung die Festsetzungsfrist gemäß § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO 
mit Ablauf des Jahres 2005. Bei Anwendung der regulären vierjährigen 
Festsetzungsverjährungsfrist gemäß § 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO ist der am 17. Mai 2010 
geänderte Einkommensteuerbescheid für das Streitjahr erst nach deren Ablauf (Ende 
des Jahres 2009) ergangen. Ob sich wegen der Nichtangabe der Einkünfte aus der vGA 
in der Einkommensteuererklärung die reguläre vierjährige Festsetzungsfrist aufgrund 
einer leichtfertigen Steuerverkürzung des Insolvenzschuldners auf fünf Jahre (§ 169 Abs. 
2 Satz 2 AO) verlängert haben könnte, kann dahinstehen. 
Das Finanzgericht war berechtigt, die Rechtmäßigkeit des für das Streitjahr ergangenen 
Änderungsbescheids bei Nichtvorliegen der Voraussetzungen der vom Finanzamt 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010122/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010117/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010121/
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herangezogenen Korrekturvorschrift (hier: § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO) auf der Grundlage 
einer anderen Korrekturvorschrift (hier: § 32a Abs. 1 Satz 1 Körperschaftsteuergesetz 
(KStG)) zu prüfen. Dies setzt voraus, dass der festgestellte Sachverhalt den Tatbestand 
der anderen Korrekturvorschrift erfüllt und diese das materielle Ergebnis der Änderung 
trägt. Bei einer Ermessensvorschrift (wie in § 32a Abs. 1 KStG) ist dies allerdings nur 
möglich, wenn das Ermessen im konkreten Streitfall auf Null reduziert ist und das 
Finanzamt insoweit auch auf der Rechtsfolgenseite in seiner Entscheidung gebunden ist. 
Diese Voraussetzungen sind im Ergebnis erfüllt. 
Im Streitfall ist die in § 32a Abs. 1 Satz 1 KStG gesetzlich vorgegebene Reihenfolge der 
Änderung des Körperschaftsteuer- und des Einkommensteuerbescheids wegen der vGA 
nicht beachtet worden. Die Rechtswidrigkeit des zu früh geänderten 
Einkommensteuerbescheids ist jedoch durch die Nachholung des 
Körperschaftsteuerbescheids nachträglich beseitigt worden. 
Bei Grundlagen- und Folgebescheiden eröffnet § 155 Abs. 2 AO die Möglichkeit, einen 
Folgebescheid „vorläufig“ zu erlassen, wenn sich der Erlass des Grundlagenbescheides 
zwar verzögert, seine Erteilung aber beabsichtigt ist; zudem kann die Rechtswidrigkeit 
eines vorzeitig erlassenen Folgebescheids durch den Erlass des fehlenden 
Grundlagenbescheids nachträglich beseitigt werden (vgl. z.B. BFH, Urteil v. 29.4.1987 – 
I R 167/83, BFH, Urteil v. 2.12.2003 – II B 76/03). 
 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 10. Dezember 2019 (VIII R 2/17), veröffentlicht am 25. Juni 2020. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Recht auf Teilnahme einer Gemeinde an einer Außenprüfung 
gegenüber Gewerbesteuerpflichtigen 
Die Gemeinden sind nicht dazu ermächtigt, gegenüber Gewerbesteuerpflichtigen die 
Teilnahme eines Gemeindebediensteten an der Außenprüfung des Finanzamts 
anzuordnen. Das Finanzamt räumt im Rahmen seiner Anordnung der Außenprüfung 
der Gemeinde ihr Recht zur Teilnahme an dieser Außenprüfung ein. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten über die Teilnahme eines Gemeindebediensteten an einer u.a. die 
Gewerbesteuer umfassenden Außenprüfung. Das Finanzamt erließ die Anordnung einer 
steuerlichen Außenprüfung u.a. für die Gewerbesteuer. Die Betriebsprüfungsanordnung 
enthielt zugleich eine Mitteilung, dass die Stadt X von ihrem Recht auf Teilnahme an der 
Außenprüfung nach § 21 Abs. 1 Finanzverwaltungsgesetz (FVG) Gebrauch mache. 

Die Klägerin vertrat die Auffassung, dass das Finanzamt für die Regelung der Teilnahme 
eines Gemeindebediensteten sachlich nicht zuständig sei. 

Die so begründete Klage blieb vor dem Finanzgericht Düsseldorf ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die Revision als 
unbegründet zurückgewiesen. 

Aus dem Wortlaut des § 21 Abs. 3 FVG ergibt sich kein eigenes Prüfungsrecht der 
Gemeinden. Sie haben nur das Recht, an einer vom Finanzamt angeordneten (§ 196 
Abgabenordnung (AO)) Außenprüfung teilzunehmen, soweit die Realsteuern betroffen 
sind und der Steuerpflichtige in der Gemeinde eine Betriebsstätte unterhält oder 
Grundbesitz hat und die Außenprüfung im Gemeindebezirk erfolgen soll. Sowohl die 
gesetzessystematische Stellung der Vorschrift im Normzusammenhang des FVG als auch 
die Entstehungsgeschichte sprechen nicht für einen nach außen wirkenden, gegen den 
Bürger gerichteten Anspruch, sondern weisen das Teilnahmerecht der Gemeinde 
vielmehr als eine interne Befugnis im Verhältnis der Gemeinde zur staatlichen 
Finanzverwaltung aus. 

Das Finanzamt hat das Recht, die Teilnahme einer Gemeinde im Rahmen der 
Anordnung der Außenprüfung nach §§ 193 ff. AO zu regeln. Wenn die Gemeinde das ihr 
durch ein formell und materiell wirksames Gesetz eingeräumte Teilnahmerecht, welches 
zu ihrem verfassungsrechtlich geschützten Selbstverwaltungsrecht (Art. 28 Abs. 2 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010113/
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Grundgesetz (GG)) gehört, einfordern möchte, kann sie dies gegenüber der 
Finanzverwaltung geltend machen. Die Finanzverwaltung ist dann verpflichtet, durch 
eine entsprechende, dem Steuerpflichtigen bekanntzugebende Regelung der Teilnahme 
im Rahmen der Prüfungsanordnung oder in einer separaten Verfügung dem 
Beteiligungsrecht der Gemeinde im Zusammenhang mit der Ermittlung der 
Gewerbesteuer Geltung zu verschaffen. Die gesetzliche Grundlage für diese Regelung 
findet sich in einer direkten Anwendung der §§ 196, 197 AO i.V.m. § 21 Abs. 3 FVG. Einer 
analogen Anwendung bedarf es nicht. 

Da es sich bei der Regelung des Rechts auf Teilnahme an der Außenprüfung um einen 
gegenüber dem Steuerpflichtigen eigenständigen Verwaltungsakt handelt der dem 
Steuerpflichtigen die Duldung der Teilnahme der Gemeinde an der Außenprüfung 
auferlegt, kann der Steuerpflichtige im Rahmen der Anfechtung alle Einwendungen 
geltend machen, insbesondere solche, die sich aus über den Rahmen der Befugnis 
hinausgehenden Pflichten ergeben. 

Das Finanzamt muss selbst dafür Sorge tragen, dass nur solche Informationen der 
Gemeinde mitgeteilt werden, die in Bezug auf die für den Gewerbeertrag i.S. des § 7 des 
Gewerbesteuergesetzes bedeutsamen Tatsachen Bedeutung haben. Nur wenn die 
„Realsteuerrelevanz“ gegeben ist, steht das Steuergeheimnis einer Offenbarung nicht 
entgegen. Der Finanzbehörde obliegt daher während der Außenprüfung eine sorgfältige 
Prüfung im Einzelnen, ob die Offenbarung bestimmter Informationen der Durchführung 
des Verfahrens „dient“ (§ 30 Abs. 4 Nr. 1 AO) und ob sie verhältnismäßig ist. 

Das Recht eines Gemeindebediensteten, die Geschäftsräume des Steuerpflichtigen zu 
betreten, beruht auf der verfassungsrechtlichen Anforderungen genügenden gesetzlichen 
Grundlage des § 200 Abs. 3 Satz 2 AO i.V.m. § 21 Abs. 3 FVG. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 23. Januar 2020 (III R 9/18), veröffentlicht am 25. Juni 2020. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Kein Übergang von Verlusten i.S. des § 2a Abs. 1 EStG auf 
Erben 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass verbliebene 
negative Einkünfte des Erblassers aus der Vermietung eines Hauses in der Schweiz i.S. 
des § 2a Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Buchst. a, Satz 5 EStG nicht im Wege der Erbfolge auf den 
Erben übergehen. 

Sachverhalt 

Der Kläger ist Gesamtrechtsnachfolger seines im August 2012 verstorbenen Vaters (V), 
der bis zu seinem Tod Einkünfte aus der Vermietung eines Hauses in der Schweiz 
erzielte. In den Jahren 2002 bis 2005 tätigte V hohe Renovierungsaufwendungen, die er 
durch mehrere, bis zu seinem Tode nicht zurückgeführte Darlehen finanzierte. Zum 
31.12.2011 bestanden für V gesondert festgestellte negative Einkünfte. 

Der Kläger trat als Gesamtrechtsnachfolger in die Darlehen ein und erzielte in den 
Jahren 2012 bis 2014 eigene (positive) Einkünfte aus der Vermietung des Hauses, die 
das Finanzamt der Besteuerung zugrunde legte. 

Einen Ausgleich der verbliebenen negativen Einkünfte des V mit den positiven 
Einkünften des Klägers ließ das Finanzamt nicht zu. Im Jahr 2016 beantragte der Kläger 
den Erlass von Bescheiden über die Feststellung der verbleibenden negativen Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung aus der Schweiz zum 31.12.2012, 2013 und 2014 nach 
§ 2a Abs. 1 Satz 5 Einkommensteuergesetz (EStG). Dies lehnte das Finanzamt ab. 

Das Finanzgericht Düsseldorf gab der hiergegen gerichteten Klage statt (vgl. 
unseren Blogbeitrag). Gegen diese Entscheidung legte das Finanzamt Revision ein. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision des Finanzamtes stattgegeben und die Entscheidung der 
Vorinstanz aufgehoben. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010112/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2017/03/09/negative-einkuenfte-aus-auslaendischer-immobilie-des-erblassers-abziehbar/
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Die V entstandenen und bis zu seinem Tod nicht verbrauchten Verluste aus der 
Vermietung des Hauses in der Schweiz sind nicht im Wege der Erbfolge auf den Kläger 
übergegangen (ebenso R 10d Abs. 9 Satz 9 der Einkommensteuer-Richtlinien 2015). 

Nach der Rechtsprechung des BFH tritt der Erbe sowohl in materieller als auch in 
verfahrensrechtlicher Hinsicht in die abgabenrechtliche Stellung des Erblassers ein. Eine 
Ausnahme von diesem Grundsatz besteht im Hinblick auf Umstände, die die 
höchstpersönlichen Verhältnisse des Erblassers betreffen und unlösbar mit dessen 
Person verbunden sind. 

Der Große Senat hat entschieden, dass der in § 10d EStG vorgesehene Verlustabzug nicht 
vom Erblasser auf den Erben übergeht (BFH, Beschluss v. 17.12.2007 – GrS 2/04, BStBl 
II 2008, 608). Zugleich hat der Große Senat des BFH allerdings ausgeführt, dass im Fall 
der „gespaltenen Tatbestandsverwirklichung“ andere Regeln gelten können (vgl. 
zusammenfassend BFH, Beschluss v. 25.8.2010 – I R 13/09; vgl. unseren Blogbeitrag). 

Eine solche „gespaltene Tatbestandsverwirklichung“ könne u.a. dann in Betracht 
kommen, wenn – wie z.B. im Regelungsbereich des § 24 Nr. 2 letzter Halbsatz EStG – 
der Erbe den vom Erblasser eingeleiteten Einkunftstatbestand abschließt. Dann bestehe 
eine „Verklammerung von sowohl in der Person des Erblassers als auch in derjenigen 
des Erben jeweils teilweise verwirklichten Besteuerungsmerkmalen“, die es rechtfertige, 
die vom Erblasser verwirklichten Besteuerungsmerkmale dem Erben zuzurechnen und 
ihn in diesem Sinne in die steuerrechtliche Position des Erblassers eintreten zu lassen 
(Beschluss des Großen Senats des BFH in BStBl II 2008, 608, 614). 

Entgegen der vom Finanzgericht vertretenen Rechtsauffassung begründet § 2a Abs. 1 
EStG keine „gespaltene Tatbestandsverwirklichung“ i.S. der Ausführungen des Großen 
Senats, die ausnahmsweise den Übergang der in der Person des V erlittenen Verluste auf 
den Kläger rechtfertigen könnte. 

Die Vorschrift betrifft die Feststellung negativer Einkünfte. Auf jener der 
Einkommensermittlung nachgelagerten Ebene ist aber die Annahme einer 
tatbestandlichen „Verklammerung“ ausgeschlossen. 

In der Sache geht es vielmehr um die Zurechnung von negativen Einkünften, da die beim 
Erblasser festgestellten negativen Einkünfte alleine darauf beruhen, dass dieser in 
eigener Person sämtliche materiellen Voraussetzungen des Tatbestands nach § 2a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 6 Buchst. a EStG verwirklicht hat. Dass die Geltendmachung von 
Verlustüberhängen aus der Vergangenheit das Erzielen positiver Einkünfte in der 
Gegenwart voraussetzt, liegt insoweit in der Natur der interperiodischen 
Verlustverrechnung und ist keine systematische Besonderheit des § 2a EStG. 

Würde man der Auffassung des Finanzgerichts folgen, so würden negative Einkünfte 
nach § 2a EStG anders behandelt als im Inland erzielte negative Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung, die im Jahr ihrer Entstehung nicht mit anderen positiven 
Einkünften ausgeglichen werden können. 

Den genannten Erwägungen steht das zu § 15a EStG ergangene BFH-Urteil vom 
01.03.2018 – IV R 16/15 (vgl. unseren Blogbeitrag) nicht entgegen. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 23. Oktober 2019 (I R 23/17), veröffentlicht am 25. Juni 2020. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Weitere interessante News und Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht unter 
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/ 

 
 

 

Sie haben noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine Mail an 
PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2010/12/16/vererblichkeit-der-nachversteuerungspflicht-des-erblassers/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/06/21/uebergang-des-verrechenbaren-verlusts-bei-unentgeltlicher-teiluebertragung-eines-kg-anteils/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010115/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge 
geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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Datenschutz 
Die Datenverarbeitung für den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den Newsletter jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
abbestellen und Ihre Einwilligung damit widerrufen. 
 

Bestellung und Abbestellung  

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-Mail-
Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 
Die Abmeldung ist jederzeit wie nachfolgend beschrieben möglich. 
Falls Sie "steuern+recht aktuell" nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte eine 
entsprechende E-Mail-Nachricht an: 
UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com    
Für neue Interessenten besteht die Möglichkeit, sich über unsere Homepage oder über 
folgenden Link SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com als 
Abonnent registrieren zu lassen. 
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